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Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 11 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Günter
Gloser, Dietmar Nietan, Klaus Brandner, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion der SPD

Für einen Neubeginn der deutschen und euro-
päischen Mittelmeerpolitik

– Drucksache 17/5487 –
Überweisungsvorschlag:
Auswärtiger Ausschuss (f)
Innenausschuss
Ausschuss für Arbeit und Soziales
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union
Haushaltsausschuss

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. Gibt es Wi-
derspruch dagegen? – Das ist nicht der Fall. Dann ist das
so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner dem Kollegen Günter Gloser von der SPD-Fraktion
das Wort.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Günter Gloser (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Erst vier Monate sind vergangen, seit der
junge Arbeitslose Mohammed Bouazizi am 17. Dezem-
ber 2010 mit seiner Selbstverbrennung den Anlass für
die Jasmin-Revolution in Tunesien gab. Gespannt ver-
folgen wir seither den mutigen Aufstand der Bevölke-
rung vieler arabischer Staaten gegen die korrumpierten
Machthaber und für die Verbesserung der eigenen Le-
bensperspektiven. In Tunesien und Ägypten gibt es be-
reits hoffnungsvolle politische Reformen, und in der ge-
samten Region wird um politische Teilhabe und um
mehr Demokratie gerungen. Die arabische Welt, ja die
Welt insgesamt, ist jedenfalls nicht mehr dieselbe wie
vor dem 17. Dezember 2010.

Und wir Europäer? Müssen wir uns nicht angesichts
der neuen politischen Situation bei unseren südlichen
Nachbarn schnell und grundsätzlich neu positionieren?
Ich meine: Ja. Der vorliegende Antrag der SPD-Fraktion
ist ein Beitrag zu diesem Prozess und ruft zu einem
wirklichen Neubeginn der deutschen und europäischen
Nachbarschaftspolitik gegenüber der südlichen Mittel-
meerregion auf. Ich schließe mich einer Botschaft an, die
lautet: Wir glauben an die Zukunft der Region. – Das hat
vor wenigen Tagen ein deutscher Unternehmer bei einer
Debatte im Haus der Wirtschaft gesagt. Er hat hinzuge-
fügt, dass wir etwas für diese Region tun müssen. Ich
glaube, dass auch wir aus mindestens drei Gründen et-
was tun müssen:

Erstens, weil wir selbst in der Vergangenheit die
Chancen für die Verbesserung der Menschenrechte und
für eine demokratische Entwicklung in der Region falsch
eingeschätzt haben. Damit meine ich Vertreter aller EU-
Staaten und Politiker jeder politischen Couleur.
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Zweitens, weil die Menschen in unserer Nachbar-
schaft verdient haben, dass sie nach ihrem mutigen
Kampf für die Freiheit nicht im Stich gelassen werden.

Und drittens, weil eine jetzt unterlassene Unterstüt-
zung für die Entwicklung im Norden Afrikas uns selbst
in Zukunft sehr teuer zu stehen kommen würde und wir
besser zum gegenseitigen Vorteil handeln sollten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Man-
fred Grund [CDU/CSU]: Und was machen wir
konkret?)

Nur wenn es uns gelingt, gemeinsam mit den Men-
schen in dieser Region eine soziale und wirtschaftliche
Lebensperspektive zu entwickeln, wird es auch für den
gesamten Mittelmeerraum und letztlich die ganze EU
eine stabile und friedliche Zukunft geben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Wir haben also, liebe Kolleginnen und Kollegen, die

einmalige historische Chance, einen Beitrag zu Frieden,
Freiheit und Entwicklung im Norden Afrikas zu leisten.
Wir haben aber auch die einmalige Chance, unsere eige-
nen politischen und wirtschaftlichen Interessen in der
Region im Wettstreit mit anderen Entwicklungsmodellen
zu verfolgen.

In dieser Zeit ist nicht Kleinmütigkeit gefragt. Des-
halb wiederhole ich die Idee, die Frank-Walter Stein-
meier und ich schon vor einigen Wochen in einer ersten
Reaktion genannt haben, nämlich einen Marshallplan für
den Mittelmeerraum aufzulegen. Natürlich nicht etwas
Vergleichbares zu dem, den es nach dem Zweiten Welt-
krieg gab, aber wir müssen deutlich machen, welche Di-
mension der Unterstützung notwendig ist, und den epo-
chalen Wandel mit einem angemessenen, großen
europäischen Projekt begleiten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die friedlichen Revolutionen in der arabischen Welt
müssen erfolgreich weitergehen. Den Menschen muss es
gelingen, die Forderung nach mehr Freiheit, mehr Ge-
rechtigkeit und mehr Wohlstand auch umzusetzen. Das
ist ja keinesfalls gesichert, wie wir in den letzten Wo-
chen verfolgen konnten. In manchen Ländern sind die
herrschenden Eliten verlockt, die Diktatur fortzusetzen,
selbst wenn die Diktatoren entmachtet sind.

Die Region und die Welt stehen vor einer historischen
Systementscheidung. Wird der Wandel zu Demokratie
und Freiheit gelingen, oder werden nur andere, wieder
autoritäre Regime an die Macht kommen? Orientieren
sich die Menschen in Zukunft an Europa, oder wählen
sie lieber das chinesische Modell, das autoritäre Führung
mit wirtschaftlicher Liberalisierung verbindet? – Ich
glaube, das wäre der falsche Weg; das ist ein Holzweg.
Was sich in den letzten Tagen in Syrien zugetragen hat,
zeigt es wieder: Allein mit wirtschaftlicher Liberalisie-
rung kann man keine politische Liberalisierung herbei-
führen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Die Entscheidung liegt also bei den Menschen vor Ort.
Wir dürfen in der Situation nicht abseitsstehen. Wir
müssen vielmehr alles tun, um die friedlichen Revolutio-
nen zu unterstützen. Europa darf nicht in Kleinmut ver-
harren, Europa muss der historischen Herausforderung
durch neue Konzepte gerecht werden. Leider ist von die-
sen Konzepten bisher nicht viel zu erkennen. Zwar hat
die Europäische Kommission in einer Mitteilung zur Re-
form der Nachbarschaftspolitik gezeigt, dass sie die Her-
ausforderungen erkannt hat; die EU bleibt aber in ihren
bisherigen Instrumenten genauso gefangen wie in der
sehr engen Budgetplanung; diese ist ja von 2007 bis
2013 festgeschrieben. Aber wir brauchen nicht nur neue
Konzepte, wir brauchen auch zusätzliche Mittel, zum
Beispiel für einen regionalen Entwicklungsfonds.

Ein weiteres Problem in diesem Zusammenhang ist
natürlich, dass der deutsch-französische Motor in dieser
Frage sehr stark stottert. Frankreich geht einen nationa-
len Weg, Deutschland hat sich durch die Enthaltung im
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen einige Sympathien
bei den Reformern im arabischen Raum verscherzt. Ins-
gesamt gibt die EU kein gutes Bild ab. Und um Europas
Glaubwürdigkeit in der Region steht es momentan nicht
zum Besten. Ich denke aber, mit dem Projekt einer kohä-
renten Nachbarschaftspolitik könnte Europa in der Mit-
telmeerregion zerschlagenes Porzellan wieder zusam-
menfügen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Was müssen wir also tun?

(Manfred Grund [CDU/CSU]: Gute Frage!)

Ich denke, wir müssen gemeinsame Wege mit den Staa-
ten Nordafrikas gehen.

(Iris Gleicke [SPD]: Dafür interessiert sich die
Bundesregierung überhaupt nicht! Die Bänke
sind leer!)

Ich greife hier ganz bewusst und deutlich, weil diese
Diskussion in den letzten Tagen etwas an Dynamik ge-
wonnen hat, den Vorschlag von Experten auf, Tausende
befristete EU-Arbeitsvisa für arabische Akademiker aus-
zustellen. Diese könnten nach einer befristeten Beschäf-
tigung in der Europäischen Union günstige Kredite für
Existenzgründungen in ihrer Heimat erhalten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Damit würde der Perspektivlosigkeit gut ausgebildeter
junger Menschen in der Region etwas entgegengesetzt,
aber auch dem Fachkräftemangel in der EU. Das ist auch
für uns wieder von Bedeutung. Selbst aus der deutschen
Wirtschaft höre ich positive Signale, die besagen: Das ist
ein Beispiel für eine neue Partnerschaft. – Wir sollten
keine Angst haben, aber wir sollten auch nicht mit klei-
nen Zahlen hantieren. Auch der Ruf nach Hilfe zur
Selbsthilfe wird nicht reichen, um die Probleme in der
arabischen Welt – insbesondere auf dem Arbeitsmarkt –
zu lösen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
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Ein weiteres Projekt ist die Energiepartnerschaft. Das
könnte gerade im Hinblick auf die Katastrophe von
Fukushima ein ganz wichtiger Punkt zwischen der EU
und Nordafrika sein. Dezentral erzeugte, erneuerbare
Energie und qualifizierte Arbeitsplätze in der Region
können für nachhaltiges Wirtschaftswachstum sorgen.
Stromimporte in die EU können dazu beitragen, die am-
bitionierten Klimaschutzziele zu erreichen.

Deshalb, weil es eine epochale Herausforderung ist
– ich wiederhole eine Forderung –, wäre es auch an der
Zeit, dass die EU endlich einen Sondergipfel mit den re-
formbereiten arabischen Staaten organisiert und damit
ihren Willen zur Zusammenarbeit zum Ausdruck bringt.

Ein weiterer Punkt ist die auswärtige Kulturpolitik.
Auch hier müssen in den nächsten Jahren mehr Mittel
eingesetzt werden, um die Reformbestrebungen in den
arabischen Ländern zu unterstützen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Auch das wiederholt, aber dennoch wichtig – heute
vielleicht eineinhalb Stunden früher als bei der letzten
Debatte –: Wir müssen auch die Handelshemmnisse auf-
heben, damit diese Länder auch Zugang zu Dienstleis-
tungen und Agrarprodukten bekommen.

Als Letztes noch ein Wort zur aktuellen Flüchtlings-
frage: Es ist ein Trauerspiel, wie hier die Europäische
Union vorgeht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Man muss sich das einmal vorstellen: Es ist gegenüber
einem Land wie Tunesien, das bei 10 Millionen Einwoh-
nern 240 000 Flüchtlinge aufgenommen hat, blamabel,
wenn seitens der EU mit ihren über 500 Millionen Ein-
wohnern behauptet wird, sie sei nicht in der Lage,
25 000 Flüchtlinge, die sich derzeit auf Lampedusa auf-
halten, vorübergehend unterzubringen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Das versteht in Tunesien und auch in Ägypten kein
Mensch. Sonntagsreden helfen diesen Menschen nicht.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, was wir
von der Bundesregierung und der EU-Kommission an
Vorschlägen zur Mittelmeernachbarschaftspolitik bisher
gesehen und gehört haben, reicht nicht aus. Wir müssen
einen wirklichen Neubeginn wagen. Die Region ist zu
nahe und die Chance ist zu groß, als dass wir untätig
oder kleinmütig bleiben dürften. In diesem Sinne fordere
ich Sie auf, unserem Antrag zuzustimmen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Das Wort hat jetzt der Kollege Joachim Hörster von

der CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Joachim Hörster (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich habe

mit großer Aufmerksamkeit die Ausführungen des Kol-
legen Gloser verfolgt, mit dem ich auch auf anderer
Ebene – nämlich in den Parlamentariergruppen – gut zu-
sammenarbeite.

(Manfred Grund [CDU/CSU]: Jetzt keine Fra-
ternisierung!)

Ich finde, es gibt einen Punkt, in dem sich unsere
Auffassungen gravierend unterscheiden: Sie suchen die
Schuld für Fehlentwicklungen vorwiegend bei der Euro-
päischen Union. Sie lassen der Europäischen Union
Schuldzuweisungen zukommen, ohne dass auf der ande-
ren Seite danach gefragt wird, was die betroffenen arabi-
schen Länder mit den Chancen und Möglichkeiten ma-
chen, die die Europäische Union angeboten hat.

Vielleicht stört es einen Sozialdemokraten ein biss-
chen, dass auf dem Europäischen Rat in Essen im
Jahre 1994 unter dem Vorsitz von Helmut Kohl der
Grundstein für die Mittelmeerpolitik der Europäischen
Union gelegt worden ist

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Der Gipfel ist gescheitert!)

und dass daraus der Barcelona-Prozess entstanden ist.

(Günter Gloser [SPD]: Essen ist eine schöne 
Stadt!)

– Ich empfehle Ihnen, Herr Kollege Gloser, sich aus pu-
rer Kollegialität etwas zurückzuhalten. – Es stört Sie
vielleicht außerdem, dass es dann, nachdem im
Jahre 1995 der Barcelona-Prozess in Gang gesetzt wor-
den war, in Stuttgart die Europa-Mittelmeer-Konferenz
der EU-Außenminister gegeben hat.

All diese Veranstaltungen haben in Deutschland statt-
gefunden. Mithilfe von Deutschland sind also von der
Europäischen Union eine ganze Reihe von Initiativen er-
griffen worden. Wir haben den Barcelona-Prozess einge-
leitet. Diesen haben wir auch ernst gemeint. Wir haben
in einer ganzen Reihe von Fällen echte Fortschritte in
den arabischen Ländern erreicht. Wir haben eine ge-
meinsame Sicherheits- und Stabilitätspolitik für den ara-
bischen Raum betrieben. Wir haben eine gemeinsame
Handelspolitik betrieben.

Schwierigkeiten hatten wir – darüber haben wir uns
oft genug unterhalten – damit, dass der Korb III, die Ent-
wicklung der Zivilgesellschaft, etwa in Tunesien, Alge-
rien, Ägypten oder Syrien, massiv abgebremst worden
ist. Wir haben beim Abschluss des Vertrages zum Barce-
lona-Prozess durchgesetzt, dass Syrien auf Massenver-
nichtungswaffen verzichtet. Dass es sich aber zur Demo-
kratie verpflichtet, haben wir nicht durchgesetzt. Da hat
es eine Reihe von Schwachpunkten gegeben. Es musste
allerdings eine Güterabwägung vorgenommen werden.
So mussten wir uns fragen: Welche Möglichkeiten haben
wir, um auf diese Länder einzuwirken? Und: Führt eine
Einwirkung zur Destabilisierung der Region oder nicht?

Bei all den Vorgängen, die jetzt stattfinden – im Gan-
zen halten wir sie für sehr sympathisch und wollen sie
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auch unterstützen –, wissen wir nicht, wie sie enden wer-
den. Das sollte uns nicht daran hindern, zu handeln, aber
es sollte uns dazu veranlassen, klug zu handeln. Wir ha-
ben seinerzeit verlangt, dass in Palästina freie, allge-
meine und geheime Wahlen stattfinden. Dann ist gewählt
worden, und die Hamas hat 64 Sitze im Parlament erhal-
ten. Damit hatte sie einen Sitz mehr, als für die absolute
Mehrheit notwendig ist. Die Folge war, dass die Verei-
nigten Staaten und die Europäer unisono gesagt haben:
Ihr habt zwar demokratisch gewählt, mit den neuen Re-
gierungsvertretern verhandeln wir aber nicht; das ist
nicht unser Feld.

Wir müssen uns fragen: Sind wir bereit, jede Ent-
wicklung in einem dieser arabischen Länder zu akzeptie-
ren, selbst wenn nach demokratischen Wahlen Personen
an die Macht kommen, die gar nicht daran denken, ihre
Macht wieder abzugeben? Das alles sind Überlegungen,
die wir in dem Zusammenhang anstellen müssen. Es
sind deswegen nicht Schnellschüsse gefragt, sondern
kluge Überlegungen.

Ich finde, die im Barcelona-Prozess angelegte Ent-
wicklung der Zusammenarbeit war gar nicht so falsch.
Was sich in der Mittelmeerunion später herauskristalli-
siert hat – auch aufgrund der Vorschläge, die Sarkozy
gemacht hat –, ist auch nicht so schlecht.

Zu all diesen Vorgängen gibt es eine bedeutende Rede
vom 19. Juni 2009, die der damalige Staatsminister Glo-
ser in der Friedrich-Ebert-Stiftung zum Mittelmeerdia-
log gehalten hat. Er hat da ausgeführt:

Und den zentralen Verdienst des Barcelona-Prozes-
ses dürfen wir nicht unterschätzen: Das ist die Fort-
setzung des Dialogs zwischen allen Beteiligten
trotz der immer wiederkehrenden Schwierigkeiten
im Nahostfriedensprozess.

Ich teile diese Meinung vollinhaltlich, und sie gilt auch
heute noch.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Herr Gloser hat weiter ausgeführt:

Wir wollen mit unseren Partnern gemeinsam oblie-
gende Herausforderungen angehen. Ich nenne nur
beispielhaft den Schutz des Klimas und der Um-
welt, die Auswirkungen der Migration oder die de-
mographische Entwicklung in unseren Ländern.

Wir haben also die Probleme erkannt, und die Pro-
bleme sind auch behandelt worden. Wir waren aufgrund
der politischen Strukturen in den arabischen Ländern
aber nicht in der Lage, so Einfluss zu nehmen, dass sich
die gesellschaftlichen Verhältnisse entsprechend entwi-
ckelt hätten.

Herr Gloser, Sie haben dann lobende Worte dafür ge-
funden, dass Ägypten gleichberechtigt mit Frankreich in
Abstimmung mit der tschechischen EU-Ratspräsident-
schaft der Union für das Mittelmeer vorsteht. – Ägypten
war damals Mubarak. Ich werfe Ihnen, Herr Gloser,
nicht vor, dass Sie das lobend erwähnt haben. Wir hatten
ja keinen anderen; das gebe ich zu. Ob Sie regiert haben
oder ob wir regiert haben: Wir haben doch versucht, aus
der Situation das Beste im Interesse dieser Länder zu
machen.

(Lachen bei der LINKEN – Sevim Dağdelen
[DIE LINKE]: Im Interesse des deutschen Ka-
pitals! In dem Interesse haben Sie gehandelt!)

Diesen Erfolg würde ich ungern unter den Scheffel stel-
len; den würde ich ungern leugnen.

Ich glaube, dass wir diese Zusammenarbeit fortsetzen
können, auch unter den veränderten Bedingungen, wenn
– hoffentlich – Demokratie entsteht. In Ägypten muss
man ja im Augenblick befürchten, dass das nicht gelingt,
da nur zwei politische Organisationen das Organisati-
ons-Know-how zur Bildung von politischen Parteien ha-
ben, die bisherige Regierungspartei und die Muslimbrü-
der, die nicht dafür bekannt sind, dass sie demokratische
Werte besonders respektieren oder fördern.

(Viola von Cramon-Taubadel [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Das wissen Sie doch gar
nicht! Sie haben doch nicht mit den Muslim
Brothers geredet!)

– Doch, habe ich, mehrfach. Es war politisch zwar nicht
erwünscht, aber ich habe mir die Freiheit genommen.

(Philipp Mißfelder [CDU/CSU]: Das glaube 
ich!)

Wenn ich all diese Entwicklungen sehe, komme ich
zu dem Schluss: Wir sollten versuchen, einen positiven
Einfluss darauf zu nehmen unter der Maßgabe, dass die
Menschen dort im Prinzip selbst bestimmen müssen, wie
sie es haben wollen. Wir sollten uns allerdings nicht in
die Ecke der Schuldigen und der Büßer bringen lassen,

(Sevim Dağdelen [DIE LINKE]: Doch!)

weil wir da nicht hingehören.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir haben uns nämlich gewaltig angestrengt, aber die
anderen haben die Angebote nicht angenommen.

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Das Wort hat die Kollegin Sevim Dağdelen von der

Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN – Heike Hänsel [DIE 
LINKE]: Jetzt hören Sie mal gut zu!)

Sevim Dağdelen (DIE LINKE):
Werter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Kaum hatte die im Juli 2008 in Paris gegründete Mittel-
meerunion vor einem Jahr ihre Arbeit aufgenommen, da
wurde sie durch die Dynamik des demokratischen Auf-
begehrens in Nordafrika eigentlich schon zur Makulatur.
Erneut bestätigte sich, dass im Ernstfall, wenn es um die
Einforderung demokratischer Teilhabe in Afrika geht,
die EU uns Schweigen als Gold serviert.
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Das ist auch kein Zufall. Die Mittelmeerunion richtete
sich nämlich nicht, wie eben gesagt wurde, an die gesell-
schaftlichen Akteure in der Region, sondern war von
Anfang an ein rein zwischenstaatliches Forum. Als Ga-
ranten für die europäischen Interessen und Werte galten
dabei der Tunesier Ben Ali als Präsident dieser Union
und dessen ägyptischer Kollege Mubarak als Vizepräsi-
dent dieser Union.

(Niema Movassat [DIE LINKE]: Genau!)

Der französische Präsident Sarkozy besaß mehr Witz als
Verstand, als er damals noch um die Teilnahme Gaddafis
buhlte.

(Niema Movassat [DIE LINKE]: Illustre 
Runde!)

In dem vorliegenden Antrag der Kolleginnen und
Kollegen von der SPD findet sich leider kein Wort dazu.
Mit keinem Wort wird erwähnt, dass beide, Ben Ali und
Mubarak, jahrzehntelang ihren Platz in der sozialdemo-
kratischen Internationale an der Seite der SPD hatten.

(Philipp Mißfelder [CDU/CSU]: Das ist jetzt 
aber wirklich eine olle Kamelle!)

Es findet sich kein Wort dazu, dass man diese Diktatoren
jahrzehntelang mit Waffen, Ausbildungs- und Ausstat-
tungshilfe beliefert hat. Es ist – das muss ich schon sa-
gen – an Heuchelei kaum zu überbieten, wenn Sie beim
Thema Flüchtlingssituation im Mittelmeerraum den Sa-
mariter mimen. Wir unterstützen ja den Willen, Flücht-
linge aufzunehmen. Aber wenn Sie in Ihrem Antrag an
Rückübernahme – sprich: einem Abschiebeabkommen
der EU – festhalten, geht das meines Erachtens nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, die Menschen in Nord-
afrika können sich von Sympathiebekundungen nichts
kaufen. Das Versagen Europas angesichts der Umbrüche
in der arabischen Welt darf nicht nachträglich in eine Tu-
gend umformuliert werden. Die Zukunft Afrikas darf
nicht weiterhin auf Konferenzen in Paris, Berlin oder
Brüssel entschieden werden. Diese Politik muss ein für
allemal der Vergangenheit angehören.

(Beifall bei der LINKEN)

Der SPD-Antrag beweist, dass aus der Vergangenheit
keine Lehren gezogen wurden. Es geht nicht darum, wie
Sie in Ihrem Antrag schreiben, europäische Werte und
Ziele in der unmittelbaren südlichen Nachbarschaft poli-
tische Praxis werden zu lassen. Ihr Antrag entspricht ei-
nem Doppeldenk frei nach George Orwell zwischen
Feststellungs- und Forderungsteil. Sie sprechen von
Sympathie, Demokratie und Werten und meinen ledig-
lich strategische Interessen Europas, besser gesagt der
Europäischen Union. Das haben Sie hier ja auch weiter
ausgeführt. Sie sprechen von Unterstützung und be-
schäftigen sich nur mit der Lösung europäischer Pro-
bleme wie der Energieversorgung und der Außen- und
Sicherheitspolitik der EU. Sie sprechen von Demokratie
und Wohlstand und meinen Freihandelszone. Sie spre-
chen von Freiheit und meinen Migrationskontrolle in
Form von Rückübernahmeabkommen. Das lehnt die
Linke ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Bei all den guten Vorschlägen stecken Sie somit im-
mer noch mit beiden Füßen in der Vergangenheit. Der
von Ihnen vorgeschlagene Neustart ist in Wirklichkeit
der Versuch der Wiederbelebung einer Politik, der der
demokratische Aufbruch längst einen klinischen Tod be-
scheinigt hat. Diese Politik ist gescheitert, weil sie sich
an den nationalen Kapitalinteressen in Europa und nicht
am Gemeinwohl der betroffenen Menschen in Nord-
afrika orientierte. Es muss um die Menschen in Nord-
afrika mit ihren Bedürfnissen und Interessen gehen und
nicht um die Steigerung der Profite der Großkonzerne in
Europa und der deutschen Unternehmen, der Sie so un-
missverständlich zustimmen.

(Beifall bei der LINKEN – Dietmar Nietan
[SPD]: Das steht nun wirklich nicht in dem
Antrag! – Iris Gleicke [SPD]: Man muss da-
von ausgehen, dass Sie nicht lesen können!)

So ist es auch kein Zufall, dass Sie die Zivilgesell-
schaft in Nordafrika noch nicht einmal fragen, sondern
den Menschen mit einem fertigen Konzept regelrecht
drohen. In Ihrem Antrag ist denn auch die Rede von ei-
nem „wirksamen Hebel“, der bei richtiger Anwendung
vorhanden ist.

Ich sage Ihnen, meine Damen und Herren: Der wahre
Maßstab für einen Neubeginn wäre die Einlösung des
Freiheits- und Demokratieversprechens und des Verspre-
chens eines sozialen Europas gegenüber den Menschen
in den arabischen Staaten.

(Beifall bei der LINKEN – Manfred Grund
[CDU/CSU]: Es fehlen nur noch die Mindest-
löhne!)

Dass Sie dazu nichts beizutragen haben, überrascht nicht
wirklich. Dass Sie dies aber für alle offensichtlich auch
noch aufschreiben, überrascht dann schon. Es scheint
noch ein weiter Weg zu sein, bis Sie wieder zu einer So-
zialdemokratie zurückgekehrt sind,

(Dr. h. c. Gernot Erler [SPD]: Mach dir mal 
keine Sorgen!)

die einst unter internationaler Solidarität nicht Marktöff-
nung und Konzerninteresse verstand. Die Menschen in
Nordafrika brauchen keine neuen einseitigen Verträge.
Die Menschen in Nordafrika brauchen echte und ehrli-
che Solidarität.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Das Wort hat der Kollege Dr. Rainer Stinner von der

FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Dr. Rainer Stinner (FDP):
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich meine das ganz

ernst: Es ist schon ein Fortschritt, dass wir uns bei dieser
Sevim DaðdelenSevim Dağdelen
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Debatte nicht um ein weiteres Land kümmern müssen,
wie wir es bedauerlicherweise in den letzten Wochen im
Wochenrhythmus erlebt haben. Das gibt uns Gelegen-
heit, uns damit zu beschäftigen, wie es weitergeht und
was wir tun können.

Ich glaube, wir sind alle der Meinung, dass es richtig
ist, die Instrumente zu überprüfen, die in den letzten Jah-
ren eingeführt worden sind. Die SPD macht das in ihrem
Antrag sehr ausführlich. Manchmal grenzt das, was Sie
da betreiben, an Selbstgeißelung, wenn man bedenkt,
wer in den letzten Jahren Verantwortung gehabt hat.
Aber Herr Hörster hat ja völlig zu Recht ausgeführt: Im
Prinzip haben wir alle gleichermaßen daran mitgewirkt,
diese Rahmenbedingungen zu schaffen, und deshalb
brauchen wir uns hier auch nicht gegenseitig die Augen
auszuhacken. Wir müssen aber daraus lernen und uns
überlegen, wie wir in Zukunft vorgehen wollen.

Die Bundesregierung hat, wie ich finde, schnell und
unbürokratisch gehandelt. Ich will Ihnen einige Zahlen
präsentieren:

Die Bundesregierung hat für den demokratischen
Übergang 17 Millionen Euro zur Unterstützung verarm-
ter Regionen in Tunesien und 30 Millionen Euro zur De-
ckung der dringendsten humanitären Bedürfnisse der
Flüchtlinge bereitgestellt.

Die politischen Stiftungen sind gestärkt worden: Sie
bekommen mehr Geld und sollen stärker einbezogen
werden.

Minister Niebel hat in seinem Ministerium einen
Fonds in Höhe von 40 Millionen Euro aufgelegt, mit
dem die Mittelmeerländer in den Bereichen Demokratie-
förderung, Bildung und Wirtschaftsförderung unterstützt
werden.

Die Europäische Union hat am 8. März einen Maß-
nahmenkatalog verabschiedet.

Der Kollege Lischka von der SPD hat eine Anfrage
an die Bundesregierung gerichtet, was denn mit dem
Geld gemacht worden sei. Er hat als Antwort darauf ei-
nen dicken Katalog vorgelegt bekommen, in dem seiten-
lang die Projekte beschrieben werden, die die Bundes-
regierung unterstützt; wobei es gar keine Frage ist, dass
das zum Teil auch unter Ihrer Ägide angestoßen wurde.

All das zeigt, dass finanziell schon sehr viel getan
wird. Ich glaube deshalb, dass wir mit dem Ruf nach
mehr Geld nicht weiterkommen. Lieber Herr Gloser, ich
bin auch hinsichtlich Ihres Vorschlages bezüglich eines
Marshallplans skeptisch; denn mit dem Begriff
„Marshallplan“ verbinden wir zunächst einmal – ich
sage es einmal platt – fette Kohle. Der Marshallplan
hatte damals ein Volumen von ungefähr 11 Milliarden
Dollar. Das entspricht einem heutigen Wert – kluge
Leute haben das ausgerechnet – von 75 Milliarden Dol-
lar. Herr Gloser, der Unterschied zu damals ist, dass die
Absorptionskapazität in den Ländern, um die es geht,
eine völlig andere ist als die, die es damals in Europa ge-
geben hat. Ich meine das in zweierlei Hinsicht: zum ei-
nen infrastrukturell und zum anderen in Bezug auf die
gesellschaftlichen Strukturen und auf das Staatswesen.
Diese besitzen nicht die entsprechende Absorptionska-
pazität. Ich glaube daher, dass wir allein mit Geld nicht
weiterkommen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Unsere Bemühungen werden einen langen Atem er-
fordern. Ich kann Ihnen nicht versprechen, dass die Bun-
desregierung schon in den nächsten zwei oder drei Jah-
ren wesentliche Dinge in der Region so verändern kann,
dass man dort nachhaltige Erfolge sehen wird. Wir wis-
sen aber, dass wir schnell an den richtigen Hebeln anset-
zen müssen. Diese Hebel sind bekannt:

Erstens. Humanitäre Maßnahmen – auf diese Weise
handelt die Bundesregierung bereits; da sind wir uns alle
einig – müssen dort, wo sie notwendig sind, im Vorder-
grund stehen.

Zweitens. Wir müssen den Aufbau von politischen
Strukturen unterstützen; diese sind ja die Voraussetzung
für einen politischen Wandel. Dazu hatte ich ja bereits
vorhin im Zusammenhang mit dem Marshallplan etwas
gesagt. Wir können nicht erwarten, dass sich etwas ent-
wickelt, wenn es keine entsprechenden Strukturen, Ent-
scheidungsprozesse etc. gibt. Das betrifft sowohl die ad-
ministrativen Strukturen als auch die grundlegenden
Infrastrukturen wie Straßen, Stromversorgung etc., die
noch aufgebaut werden müssen.

Drittens. Natürlich ist es völlig richtig, dass die lokale
Wirtschaft aufgebaut werden muss. Es wird Sie nicht
verwundern, dass ich als Vertreter der FDP darauf be-
sonderen Wert lege. Unser liberales Credo – ich sage
das, auch wenn man es nicht hören mag – lautet: Wirt-
schaft ist nichts alles, aber ohne Wirtschaft ist leider sehr
vieles nichts.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Das gilt auch insbesondere für diese Region. Deshalb
müssen wir schauen, wie wir schnell einen Beitrag dazu
leisten können, dass sich die Wirtschaft entwickelt. Dazu
gehören die Unterstützung des Mittelstandes und der
Aufbau von Unternehmen.

Natürlich ist genauso wichtig, zur Kenntnis zu neh-
men – Sie haben es vorhin gesagt; da liegen wir gar nicht
weit auseinander –, dass sich die Bundesregierung in den
nächsten Wochen und Monaten innerhalb der Europäi-
schen Union in einen ziemlich harten Kampf begeben
muss, um dafür zu sorgen, dass die EU ihre Märkte öff-
net. Wirtschaftliche Entwicklung heißt: Wandel und
Handel zwischen Ländern. Unser Credo ist: Uns geht es
besser, wenn es diesen Ländern ebenfalls besser geht
und umgekehrt. Ich wünsche der Bundesregierung bei
der Auseinandersetzung um diese Frage viel Glück und
Durchhaltevermögen. Wir alle wissen, dass es schwer
wird. Ich hoffe, dass wir alle gemeinsam die Bundes-
regierung unterstützen und sie nicht kleinteilig kritisie-
ren.

Viertens. Wir müssen gesellschaftliche Strukturen
aufbauen. Das ist leichter gesagt als getan. Die Stiftun-
gen können dazu einen Beitrag leisten. Sie werden dafür
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auch allenthalben gelobt. Aber lassen Sie uns auch da re-
alistisch sein, meine Damen und Herren: Die Stiftungen
erreichen nur einen geringen Anteil, zum Teil im Promil-
lebereich, der Bevölkerung in den einzelnen Ländern.
Schauen Sie sich einmal Ägypten an. Dort sind alle gu-
ten Willens, aber natürlich können wir nicht erwarten,
dass die Arbeit der deutschen Stiftungen allein einen we-
sentlichen Umschwung bewirkt und für den Aufbau ge-
sellschaftlicher Strukturen sorgt. Da würden wir uns
überheben. Aber wir müssen es natürlich versuchen.

Fünftens. Wir müssen Strukturen für die Ausbildung
schaffen. Hier ist von Ihnen angeregt worden – ich be-
grüße das –, einmal zu überlegen, ob wir nicht jungen
ausgebildeten Leuten eine zeitweilige Lern- und Arbeits-
phase in Deutschland ermöglichen. Das ist völlig richtig.
Auch hier müssen wir uns dessen bewusst sein: Das
kann nur ein Tropfen auf den heißen Stein sein. Die
Flüchtlinge, die uns jetzt entgegenkommen, sind nicht
diejenigen, von denen wir jetzt gesprochen haben. Auch
das müssen wir fairerweise zur Kenntnis nehmen.

Meine Damen und Herren, es ist in unserem Interesse,
dass sich diese Region entwickelt. Das entspricht der
Leitlinie der Europäischen Union für die europäische
Nachbarschaftspolitik, in deren Rahmen zwischen 2007
und 2013 immerhin 7 Milliarden Euro in die Region ver-
bracht werden: Es geht uns besser, wenn es dieser Re-
gion besser geht. Es ist unsere gemeinsame Aufgabe, da-
für zu sorgen. Das wird schwer sein; wir werden
schrittweise vorgehen müssen. Die Bundesregierung hat
damit angefangen; wir werden sie dabei unterstützen.
Wir alle wissen aber: Es bedarf eines langen Atems, um
dorthin zu kommen, wohin wir wollen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Das Wort hat die Kollegin Viola von Cramon-Tauba-

del vom Bündnis 90/Die Grünen.

Viola von Cramon-Taubadel (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN):

Verehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Ich möchte kurz vorwegschicken: Ich bin mit der
Uhrzeit, zu der wir über dieses Thema diskutieren, nicht
ganz einverstanden. Ich hätte mir gewünscht, wir hätten
einen Platz am frühen Morgen gehabt, nicht erst am spä-
ten Abend.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Uta Zapf [SPD])

Ich bin aber mit dem Zeitpunkt der Einbringung die-
ses Antrags sehr einverstanden – er ist absolut richtig –:
Es ist ein historischer Zeitpunkt, also genau der richtige
Zeitpunkt, um hier im Deutschen Bundestag über das
Thema zu reden.

Ich möchte auch betonen, dass die Notwendigkeit ei-
ner neuen Politik gegenüber den Ländern Nordafrikas
von allen Fraktionen in diesem Haus gesehen wird; das
ist sicherlich gut. Es ist auch gut, dass sich die Bundes-
regierung im März dazu bekannt hat, dass sie eine klare
Antwort auf die Umbrüche in diesen Ländern liefern
will. Wir bitten daher alle Mitglieder der Bundesregie-
rung, nicht wieder in alte Reflexe zu verfallen, also nicht
die Flüchtlingsabwehr an den Anfang der neuen Zusam-
menarbeit zu stellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Uta Zapf [SPD])

Das wäre ein vollkommen falsches Signal, wenn es da-
rum geht, die Aufbruchstimmung in diesen Ländern auf-
zunehmen.

Wenn wir Partnerschaften anbieten wollen – das be-
schreiben Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der
SPD, in Ihrem Antrag in der Tat sehr gut –, dann müssen
wir die Instrumente der Partnerschaft nutzen. Eine Rhe-
torik, bei der man von „Schleusen“ und Ähnlichem re-
det, hilft da sehr wenig.

Der SPD-Antrag verweist auf die drei Dimensionen
des Barcelona-Prozesses, an die sich jetzt mit verstärkter
Intensität anknüpfen lässt. Richtig ist ebenfalls, dass es
einen signifikanten Unterschied zu den Umbrüchen in
Mittel- und Osteuropa nach 1989 gibt, denn wir können
den Ländern Nordafrikas kaum eine Beitrittsperspektive
bieten. Daher müssen wir die anderen Möglichkeiten der
Zusammenarbeit voll ausschöpfen.

In den Ländern Nordafrikas ist das Wort „Stabilität“
inzwischen ein Schimpfwort. Ich bin gerade heute aus
Kairo zurückgekommen. Dort habe ich erfahren, dass
sich die Menschen dort, vor allem jene, die die Revolu-
tion maßgeblich mitgetragen haben, eine ideelle und in-
stitutionelle Anerkennung ihres Mutes wünschen. Denn
den haben sie über Wochen hinweg bewiesen: Sie waren
unendlich mutig und haben ihr Leben aufs Spiel gesetzt,
um Ägypten von Mubaraks Herrschaft zu befreien. Jetzt
gilt es, ihnen eine solche Anerkennung und kontinuierli-
che Unterstützung zukommen zu lassen. Da bin ich mir
nicht sicher, ob ein Marshallplan die richtige Antwort
ist.

Die Anerkennung kann aus unserer Sicht auf ver-
schiedene Weise zum Ausdruck gebracht werden:

Zunächst einmal ist es wichtig, dass alle politischen
Entscheidungsträger – angefangen bei Lady Ashton, die
ab heute für zwei Tage Kairo besucht – immer auch die
NGOs, also die Nichtregierungsorganisationen, die
Menschenrechtsanwälte und die treibenden Revolutions-
kräfte aus der Jugend treffen. Das war bei Lady Ashtons
erstem Besuch nicht der Fall und scheint erstaunlicher-
weise auch dieses Mal nicht geplant zu sein.

Zweitens müssen die westlichen Politikerinnen und
Politiker bei Besuchen die Rolle des Militärs und seine
eigenen Interessen stärker hinterfragen.

Drittens müssen dringend die Voraussetzungen für
freie und faire Wahlen in Ägypten geschaffen werden:
Parteien müssen zugelassen werden. Dabei ist es ent-
scheidend, dass die Barrieren für die Registrierung von
neuen Parteien möglichst niedrig gehalten werden. Die
Bürgerinnen und Bürger müssen über ihre Rechte und
Pflichten als Wähler informiert werden. Da leisten alle
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Stiftungen hervorragende Arbeit; das sollten wir nicht
unterschätzen.

(Dr. Rainer Stinner [FDP]: Nein, das unter-
schätzen wir nicht! Auf keinen Fall!)

Wir müssen an genau dieser Stelle ansetzen.

Wahlkommissionen müssen geschult werden. Die
Menschen dürfen am Ende nicht das Gefühl haben, un-
sichtbare Mächte oder das Militär hätten ihnen durch
Fälschung der Wahlen die Errungenschaften der Revolu-
tion entzogen. Das wäre ein fataler Rückschlag.

Ägypten besitzt in der arabischen Welt eine Vorbild-
funktion für viele andere Staaten, deren Bevölkerung
noch schwankt, ob sich ein Weiterkämpfen lohnt oder
nicht. Wenn das ägyptische Modell nicht überlebt, wer-
den viele Demonstrantinnen und Demonstranten in an-
deren Ländern den Mut, für die Freiheit zu kämpfen,
schnell verlieren. 

Wichtig ist – darauf beziehen Sie sich auch in Ihrem
Antrag –: Wir müssen die Ebenen der interparlamentari-
schen Zusammenarbeit von Demokratien nutzen. Eine
junge Demokratie mit vielen neuen und unerfahrenen
Parlamentarierinnen und Parlamentariern ist äußerst ver-
letzlich. Wir sollten insbesondere unseren Kollegen nach
der Wahl Unterstützung in jeder Form zukommen lassen.

Dann muss selbstverständlich – ich glaube, es ist uns
noch nicht ganz klar, was das bedeutet – die Rehabilitie-
rung vieler Inhaftierter der Revolution, die derzeit in
schwierigen und undurchsichtigen Prozessen abseits jeg-
licher Öffentlichkeit und meist ohne rechtlichen Bei-
stand vor einem Militärgericht stehen, unbedingt von
uns, von westlichen Politikern angemahnt werden. Der
Militärrat scheint ein starkes Eigenleben zu führen, ohne
sich mit anderen innerhalb der Übergangsregierung ab-
zustimmen. Durch diese Entwicklung, wird sie nicht ge-
nau beobachtet, besteht die Gefahr, dass viele der ersten
Errungenschaften wie die Presse-, die Medien- und die
Versammlungsfreiheit wieder aufs Spiel gesetzt werden.
Nur durch eine enge Kooperation, die auf Dauer ange-
legt ist, können wir das verhindern.

Die EU und auch die deutsche Außenpolitik könnten
jetzt an dieser Stelle viel Glaubwürdigkeit zurückgewin-
nen, indem sie die Demokratisierungsbemühungen und
den gesellschaftlichen Wandel in Nordafrika unterstüt-
zen. Die Nachricht von der Festnahme Mubaraks ist si-
cherlich eine gute, reicht aber allein noch nicht aus. Für
den weiteren Verlauf der Umwälzungen ist auch die kri-
tische wirtschaftliche Lage von Bedeutung, die die poli-
tischen Gestaltungsspielräume in Tunesien und Ägypten
stark einengt.

Europa hat deshalb auch eine Verantwortung, soziale
und ökonomische Reformen in diesen Ländern zu unter-
stützen. Auch da liegen Sie mit Ihrer Forderung, die aus
unserer Sicht noch deutlicher hätte ausfallen können,
richtig. Wir sind gern bereit, Menschen mit guter Ausbil-
dung eine Migration – auch mit einer Arbeitsperspektive –
anzubieten. Eine richtig konzipierte zirkuläre Migration
kann hier eine Lösung darstellen.
(Sevim Dağdelen [DIE LINKE]: Die Nützli-
chen wollen Sie reinholen! Der Rest kann er-
saufen!)

Wir müssen uns in der EU darüber verständigen, wie ein
Pakt für Arbeit, Ausbildung und Energie zwischen der
EU und den Staaten Nordafrikas aussehen soll.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Das wäre ein guter Schlusssatz gewesen.

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, bei der CDU/CSU und der
SPD)

Viola von Cramon-Taubadel (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN):

Wir brauchen eine Euro-Mediterrane Mobilitätspart-
nerschaft mit Weitblick, die die Vergabe von Visa er-
leichtert, Bildungschancen ermöglicht und den Arbeits-
markt gezielt für junge Menschen aus Nordafrika öffnet.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Als Nächster spricht

für die Fraktion der CDU/CSU unser Kollege
Dr. Wolfgang Götzer.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Wolfgang Götzer (CDU/CSU):
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen!

Inzwischen vergeht keine Woche, in der wir uns nicht
mit den Umbrüchen in der arabischen Welt beschäftigen.
Letzte Woche hatten wir im Auswärtigen Ausschuss eine
sehr interessante Anhörung, die uns einmal mehr sehr
deutlich gezeigt hat, wie unübersichtlich und differen-
ziert die Lage in den einzelnen Länder in der Region ist.
Nach wie vor ist unklar, wohin sich die einzelnen Länder
entwickeln. Nur in Tunesien und Ägypten hat bisher ein
Machtwechsel, eine Entmachtung der alten Regime
stattgefunden. Was am Ende des Prozesses in beiden
Ländern steht – etwa eine rechtsstaatliche Demokratie –,
ist noch offen. In den übrigen Ländern ist nur eines klar
und den Aufständischen gemeinsam, nämlich die Forde-
rung nach besserer Zukunftsperspektive und einer Ent-
machtung der alten Regime.

Deshalb glaube ich, dass es noch zu früh ist, eine um-
fassende Neuausrichtung unserer Politik gegenüber der
arabischen Welt zu konzipieren, wie es in dem Antrag
der SPD anklingt. Sie verwenden in der Überschrift das
Wort „Neubeginn“. Wie gesagt, ich halte das für verfrüht
und vor allem auch für etwas vollmundig – wenn Sie mir
diese Bemerkung erlauben.

(Günter Gloser [SPD]: Ist erlaubt!)

Im Moment ist wichtig – das haben wir, die Koaliti-
onsfraktionen, in dem Antrag zum Ausdruck gebracht,
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der am 24. März beschlossen wurde –: Wir unterstützen
den demokratischen Wandel in der arabischen Welt. Wir
tun dies zum einen, weil die Menschen dort ein Recht
auf ein Leben in Freiheit und in Würde haben, und zum
anderen, weil es auch in unserem Interesse liegt, dass in
diesen Ländern Rechtsstaatlichkeit herrscht und sich
Wohlstand entwickelt. Denn diese Region ist von strate-
gischer Bedeutung für unsere innere und äußere Sicher-
heit. Wir brauchen also die Unterstützung des Transfor-
mationsprozesses durch uns und durch alle EU-Staaten
– das ist eine gesamteuropäische Aufgabe –, aber auch
die Klarstellung, dass die Eigenverantwortung der Län-
der in der arabischen Region entscheidend ist. Wohin der
Weg wirklich führt, können wir nicht beeinflussen.

Wir leisten nicht nur beim Aufbau von Demokratie,
Parlamentarismus und Rechtsstaatlichkeit humanitäre
Hilfe. Wir schaffen auch Zukunftsperspektiven für die
Menschen, vor allem für die jungen Menschen in der Re-
gion. Herr Kollege Gloser, ich rede von Hilfe vor Ort
und nicht in Europa. Diese kommt in Ihrem Antrag lei-
der nicht zum Ausdruck.

(Beifall bei der CDU/CSU – Viola von Cra-
mon-Taubadel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Warum das denn nicht? Das ist doch
Quatsch!)

Wir brauchen Arbeitsplätze in den Heimatländern und
nicht in der Europäischen Union.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Viola von Cramon-Taubadel
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das sagen die
Amerikaner demnächst auch: Lassen Sie doch
die deutschen Studenten an deutschen Unis
studieren!)

Die Maßnahmen zur Hilfe und Förderung des Trans-
formationsprozesses müssen nach Spielregeln von Good
Governance erfolgen. Wir haben keinen Zweifel daran,
dass die bisherige europäische Nachbarschaftspolitik be-
züglich der südlichen Nachbarn der EU hinter der strate-
gischen Zielsetzung zurückgeblieben ist. Das gilt auch
für die Mittelmeerunion.

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das können Sie doch vergessen!)

Da muss sich einiges verbessern. Es muss sich aber auch
in bilateraler Hinsicht mehr tun. Denn es ist erfahrungs-
gemäß nicht leicht, alle Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union in dieser Frage auf eine Linie zu bekom-
men.

Da die Formulierung in Ihrem Antrag nicht eindeutig
und daher missverständlich ist, möchte ich noch eine
Klarstellung anbringen: Es gibt keine EU-Beitritts-
perspektive für die Länder Nordafrikas. Ich weiß nicht,
ob Sie das mit Ihrem Antrag verklausuliert gemeint ha-
ben. Wir stellen das jetzt jedenfalls klar.

Abschließend ein letztes Wort zur Flüchtlingsfrage:

(Sevim Dağdelen [DIE LINKE]: „Abschot-
tungsfrage“ meinen Sie!)
Es ist in den letzten Tagen viel von der eingeforderten
Solidarität Deutschlands die Rede. Wir zeigen durch die
Aufnahme von Flüchtlingen, die beispielsweise in Malta
angekommen sind, dass wir solidarisch sind.

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: 100!)

Wenn etwas unsolidarisch ist, dann ist es das Verhalten
Italiens. Herr Kollege Gloser, Ihre Aufforderung im
SPD-Antrag zu solidarischem Verhalten ist nicht an die
Bundesregierung zu richten, sondern an Italien.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP – Günter Gloser [SPD]: An die EU!)

– Sie fordern aber die Bundesregierung auf; den Antrag
habe ich gelesen.

Dass Italien die rund 25 000 Flüchtlinge aufnehmen
soll, ist gerecht unter dem Gesichtspunkt der fairen Las-
tenverteilung. Die Zahlen der Asylbewerberzugänge zei-
gen, dass im Jahr 2010 auf Deutschland mehr als 40 000
und auf Italien 6 500 Asylbewerber entfallen sind.
Deutschland hat allein infolge des Balkan-Krieges etwa
zwanzigmal so viele Flüchtlinge aufgenommen wie jetzt
Italien. Da kann man weiß Gott nicht von unsolidari-
schem Verhalten Deutschlands sprechen, vielmehr von
dem Italiens.

(Viola von Cramon-Taubadel [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Aber es ist eine faire Lasten-
verteilung, wenn wir 100 nehmen?)

Ich möchte an dieser Stelle – damit möchte ich schlie-
ßen – dem Bundesinnenminister Dr. Friedrich für seine
klare Haltung in dieser Frage ausdrücklich danken.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Vizepräsident Eduard Oswald:
Vielen Dank, Kollege Dr. Wolfgang Götzer.

Ich schließe die Aussprache. Interfraktionell wird
Überweisung der Vorlage auf Drucksache 17/5487 an
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorge-
schlagen. Sind Sie damit einverstanden? – Das ist der
Fall. Dann ist die Überweisung so beschlossen.
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